
Wahlvorschläge zur Ortschaftsratswahl 

 
Die folgende Darstellung muss sich auf die wesentlichen Grundsätze für die Aufstel-
lung von Wahlvorschlägen beschränken. Das ganze Verfahren ist sehr komplex. Je 
nach Konstellation müssen verschiedene weitere Anforderungen beachtet werden. 
Bereits ein geringfügiger Formfehler kann dazu führen, dass die gesamte Liste nicht 
anerkannt wird. Wenden Sie sich daher bezüglich der Einzelheiten und bei allen wei-
teren Fragen rechtzeitig an die zuständige Stadt-/Gemeindeverwaltung!  
 

Aufstellung von Bewerberinnen und Bewerbern/Wahlvorschlägen 
 
Die Wahlvorschläge für die Ortschaftsratswahl müssen in einem freien und demokra-
tischen Verfahren unter Beteiligung der für die Ortschaftsratswahl wahlberechtigten 
Mitglieder der Parteien bzw. Mitglieder der mitgliedschaftlich organisierten Wähler-
vereinigungen (z. B. Vereine) bzw. bei nicht mitgliedschaftlich organisierten Wähler-
vereinigungen unter Beteiligung der wahlberechtigten Anhänger des Wahlvorschlags 
aufgestellt werden (§ 9 KomWG). Männer und Frauen sollen in den Wahlvorschlägen 
gleichermaßen berücksichtigt werden. Die Aufstellungsversammlung, in der die Be-
werberinnen und Bewerber für einen Wahlvorschlag gewählt werden, darf frühestens 
ab dem 20. August des Vorjahres der regelmäßigen Kommunalwahlen (für die Kom-
munalwahlen 2024: ab 20. August 2023) stattfinden. 
 
Die Bewerberinnen und Bewerber des Wahlvorschlags und deren Reihenfolge müs-
sen dabei in geheimer Wahl  
– entweder in einer Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder der Partei bzw. 

der mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung  
– oder in einer Versammlung der von den Mitgliedern der Partei bzw. der mitglied-

schaftlich organisierten Wählervereinigung aus ihrer Mitte gewählten Vertreterin-
nen und Vertreter  

festgelegt werden.  
Bei einem Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereini-
gung müssen die Bewerberinnen und Bewerber und deren Reihenfolge in geheimer 
Wahl in einer Versammlung der wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger des 
Wahlvorschlags festgelegt werden.  
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Mitglieder-/Vertreter-/Anhängerver-
sammlung müssen in der Ortschaft wohnen. Nur in folgenden Fällen kann der Wahl-
vorschlag für den Ortschaftsrat in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung der 
Gesamtgemeinde aufgestellt werden: 
– wenn die Zahl der wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder Wählervereinigung 

in der Ortschaft nicht zur Bildung einer Aufstellungsversammlung ausreicht (er-
forderlich sind mindestens drei Personen) oder 

– wenn zu einer Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder in der Ortschaft, zu 
der ordnungsgemäß eingeladen wurde, nicht die zur Bildung einer Mitgliederver-
sammlung notwendige Anzahl von mindestens drei Mitgliedern erschienen ist.  

 
Von Parteien und mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen muss ergän-
zend zu den - vorrangig zu beachtenden - kommunalwahlrechtlichen Vorschriften das 
in der jeweiligen Satzung geregelte Wahlverfahren berücksichtigt werden.  
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Über den Versammlungsablauf ist eine Niederschrift mit dem in § 9 Absatz 4 
KomWG aufgeführten Inhalt zu fertigen und von der Leiterin/dem Leiter der Ver-
sammlung sowie zwei Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmern zu unter-
zeichnen.  
 

Höchstzahl der Bewerberinnen und Bewerber auf einem Wahlvorschlag  
 
Grundsätzlich darf ein Wahlvorschlag höchstens so viele Bewerberinnen und Bewer-
ber enthalten, wie Ortschaftsräte zu wählen sind. Davon gibt es zwei Ausnahmen: 
– In Ortschaften ohne unechte Teilortswahl mit nicht mehr als 5.000 Einwohnern 

darf der Wahlvorschlag höchstens doppelt so viele Bewerberinnen und Bewerber 
enthalten, wie Ortschaftsräte zu wählen sind. Auf die Größe der Gemeinde und 
ob der Gemeinderat mit unechter Teilortswahl gewählt wird, kommt es nicht an. 

– In Ortschaften mit unechter Teilortswahl darf der Wahlvorschlag für jeden Wohn-
bezirk, für den nicht mehr als drei Vertreter zu wählen sind, eine Bewerberin/ei-
nen Bewerber mehr enthalten.  

 
Bei unechter Teilortswahl sind die Bewerberinnen und Bewerber getrennt nach den 
einzelnen Wohnbezirken (d. h. den Teilorten, aus denen die Ortschaft besteht) aufzu-
führen. Die Bewerberinnen und Bewerber müssen im jeweiligen Wohnbezirk wohnen. 
 
Die Zahl der in Ihrer Ortschaft zu wählenden Ortschaftsräte sowie bei unechter Teil-
ortswahl die Zahl der für die einzelnen Wohnbezirke zu wählenden Ortschaftsräte er-
fahren Sie bei Ihrer Stadt-/Gemeindeverwaltung.  
 

Wer kann Bewerberin/Bewerber sein?  
 
Als Bewerberinnen und Bewerber kann der Gemeindewahlausschuss nur Personen 
zulassen, die die Wählbarkeit für den Ortschaftsrat besitzen. Wählbar zum Ort-
schaftsrat sind alle Wahlberechtigten der jeweiligen Gemeinde aus der Ortschaft, das 
heißt alle, die am Wahltag  
– Deutsche oder Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen 

Union sind,  
– das 18. Lebensjahr vollendet haben,  
– seit mindestens drei Monaten ihre Hauptwohnung oder einzige Wohnung in der 

Gemeinde haben oder sich dort gewöhnlich aufhalten oder nach einem früheren 
Wegzug aus der Gemeinde innerhalb von drei Jahren wieder in die Gemeinde 
zurückgezogen sind,  

– in der betreffenden Ortschaft wohnen oder sich gewöhnlich aufhalten und 
– nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.  
 

Einreichung der Wahlvorschläge  
 
Die Wahlvorschläge können frühestens am Tag nach der Bekanntmachung der Wahl 
beim Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses schriftlich eingereicht werden. 
Da die Gemeinden die Wahl zu unterschiedlichen Terminen bekannt machen, erfra-
gen Sie diesen Zeitpunkt am besten bei Ihrer Stadt-/Gemeindeverwaltung. 
 
Die Wahlvorschläge müssen spätestens am 73. Tag vor der Wahl (für die Kommu-
nalwahlen 2024: 28. März 2024) bis 18:00 Uhr eingereicht werden. 
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Inhalt und Form der Wahlvorschläge sowie die beizufügenden Unterlagen sind in 
§ 14 KomWO geregelt.  
 

Unterstützungsunterschriften  
 
Für das Einreichen von Wahlvorschlägen sind Unterstützungsunterschriften von 
wahlberechtigten Personen erforderlich, die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung in der 
Ortschaft wohnen. Keine Unterstützungsunterschriften werden benötigt 
– wenn die betreffende Partei im Landtag von Baden-Württemberg vertreten ist o-

der bereits im bisherigen Ortschaftsrat vertreten war,  
– wenn die betreffende Wählervereinigung bereits im bisherigen Ortschaftsrat ver-

treten war und wenn der Wahlvorschlag von der Mehrheit der für diese Wähler-
vereinigung Gewählten, die dem Ortschaftsrat zum Zeitpunkt der Einreichung 
des Wahlvorschlags noch angehören, unterschrieben wird.  

 
Im Übrigen richtet sich die Anzahl der notwendigen Unterstützungsunterschriften 
nach der Einwohnerzahl der Ortschaft (§ 8 Abs. 1 Satz 1 KomWG).  
 
Sind Unterstützungsunterschriften erforderlich, müssen sie auf amtlichen Formblät-
tern erbracht werden. Die Formblätter sind bei der Stadt-/Gemeindeverwaltung er-
hältlich. Unterschreiben darf man erst nach der förmlichen Bewerberaufstellung.  
 
 
 
Auszug aus der Gemeindeordnung (GemO): 
 

§ 69 
Ortschaftsrat 

 
(1) Die Mitglieder des Ortschaftsrats (Ortschaftsräte) werden nach den für die Wahl 
der Gemeinderäte geltenden Vorschriften gewählt. Wird eine Ortschaft während der 
laufenden Amtszeit der Gemeinderäte neu eingerichtet, werden die Ortschaftsräte 
erstmals nach der Einrichtung der Ortschaft für die Dauer der restlichen Amtszeit der 
Gemeinderäte, im Übrigen gleichzeitig mit den Gemeinderäten gewählt. Wahlgebiet 
ist die Ortschaft. Wahlberechtigt und wählbar sind die in der Ortschaft wohnenden 
Bürger. Im Fall einer Eingemeindung kann in der Hauptsatzung bestimmt werden, 
dass erstmals nach Einrichtung der Ortschaft die bisherigen Gemeinderäte der ein-
gegliederten Gemeinde die Ortschaftsräte sind; scheidet ein Ortschaftsrat vorzeitig 
aus, gilt § 31 Abs. 2 entsprechend. 
 
(2) Die Zahl der Ortschaftsräte wird durch die Hauptsatzung bestimmt. Ihre Amtszeit 
richtet sich nach der der Gemeinderäte. § 25 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
 
(3) … 
 
(4) … 
 

https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/dl4/page/fpbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-GemOBWV16P31&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/dl4/page/fpbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=2&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-GemOBWpP25&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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§ 26 
Wahlgrundsätze 

 
(1) Die Gemeinderäte werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und ge-
heimer Wahl von den Bürgern gewählt. 
 
(2) Gewählt wird auf Grund von Wahlvorschlägen unter Berücksichtigung der Grund-
sätze der Verhältniswahl. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist unzulässig. Jeder 
Wahlberechtigte hat so viel Stimmen, wie Gemeinderäte zu wählen sind. Der Wahl-
berechtigte kann Bewerber aus anderen Wahlvorschlägen übernehmen und einem 
Bewerber bis zu drei Stimmen geben. 
 
(3) Wird nur ein gültiger oder kein Wahlvorschlag eingereicht, findet Mehrheitswahl 
ohne Bindung an die vorgeschlagenen Bewerber und ohne das Recht der Stimmen-
häufung auf einen Bewerber statt. Der Wahlberechtigte kann dabei nur so vielen Per-
sonen eine Stimme geben, wie Gemeinderäte zu wählen sind. 
 
(4) Die Wahlvorschläge dürfen höchstens so viele Bewerber enthalten, wie Gemein-
deräte zu wählen sind. In Gemeinden mit nicht mehr als 5.000 Einwohnern dürfen die 
Wahlvorschläge höchstens doppelt so viele Bewerber enthalten, wie Gemeinderäte 
zu wählen sind. 
 

§ 27 
Wahlgebiet, Unechte Teilortswahl 

 
(1) Die Gemeinde bildet das Wahlgebiet. 
 
(2) In Gemeinden mit räumlich getrennten Ortsteilen können durch die Hauptsatzung 
aus jeweils einem oder mehreren benachbarten Ortsteilen bestehende Wohnbezirke 
mit der Bestimmung gebildet werden, dass die Sitze im Gemeinderat nach einem be-
stimmten Zahlenverhältnis mit Vertretern der verschiedenen Wohnbezirke zu beset-
zen sind (unechte Teilortswahl). Die Bewerber müssen im Wohnbezirk wohnen. Das 
Recht der Bürger zur gleichmäßigen Teilnahme an der Wahl sämtlicher Gemeinde-
räte wird hierdurch nicht berührt. Bei der Bestimmung der auf die einzelnen Wohnbe-
zirke entfallenden Anzahl der Sitze sind die örtlichen Verhältnisse und der Bevölke-
rungsanteil zu berücksichtigen. 
 
(3) Bei unechter Teilortswahl sind die Bewerber in den Wahlvorschlägen getrennt 
nach Wohnbezirken aufzuführen. Die Wahlvorschläge dürfen für jeden Wohnbezirk, 
für den nicht mehr als drei Vertreter zu wählen sind, einen Bewerber mehr und für je-
den Wohnbezirk, für den mehr als drei Vertreter zu wählen sind, höchstens so viele 
Bewerber enthalten, wie Vertreter zu wählen sind; § 26 Absatz 4 Satz 2 findet keine 
Anwendung. 
 
(4) Findet bei unechter Teilortswahl Verhältniswahl statt, kann der Wahlberechtigte 
für den einzelnen Wohnbezirk Bewerber, die auf anderen Wahlvorschlägen als Ver-
treter für den gleichen Wohnbezirk vorgeschlagen sind, übernehmen und einem Be-
werber bis zu drei Stimmen geben. Der Wahlberechtigte kann dabei nur so vielen Be-
werbern im Wohnbezirk Stimmen geben, wie für den Wohnbezirk Vertreter zu wählen 
sind. 
 

https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/9qt/page/fpbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-GemOBWV23P26&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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(5) Findet bei unechter Teilortswahl Mehrheitswahl statt, muss der Stimmzettel er-
kennen lassen, welche Personen der Wahlberechtigte als Vertreter der einzelnen 
Wohnbezirke in den Gemeinderat wählen wollte; Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(6) … 
 

§ 28 
Wählbarkeit 

 
(1) Wählbar in den Gemeinderat sind Bürger der Gemeinde. 
  
(2) Nicht wählbar sind Bürger, 
 
1. die vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 14 Abs. 2), 
 
2. die infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit o-

der die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen. 
 
Unionsbürger sind auch dann nicht wählbar, wenn sie infolge einer zivilrechtlichen 
Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtlichen Entscheidung des Mitgliedstaates, 
dessen Staatsangehörige sie sind, die Wählbarkeit nicht besitzen. 
 
 
Auszug aus dem Kommunalwahlgesetz (KomWG):  

 
§ 8 

Wahlvorschläge 
 
(1) Jeder Wahlvorschlag für die Wahl der Gemeinderäte muss 
 
in Gemeinden bis zu 3.000 Einwohnern von 10, 
in Gemeinden bis zu 10.000 Einwohnern von 20, 
in Gemeinden bis zu 50.000 Einwohnern von 50, 
in Gemeinden bis zu 100.000 Einwohnern von 100, 
in Gemeinden bis zu 200.000 Einwohnern von 150, 
in Gemeinden über 200.000 Einwohnern von 250 
 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Wahlvorschlags wahlberechtigten Personen un-
terzeichnet sein. Ein Wahlvorschlag für die Wahl der Kreisräte muss von 50 im Zeit-
punkt der Unterzeichnung des Wahlvorschlags zur Wahl der Kreisräte in einer Ge-
meinde des Wahlkreises wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für die Wahlvorschläge von Parteien, die im Landtag vertreten 
sind, und für Parteien, die bisher schon in dem zu wählenden Organ vertreten waren; 
dies gilt entsprechend für Wählervereinigungen, die bisher schon in dem zu wählen-
den Organ vertreten waren, wenn der Wahlvorschlag von der Mehrheit der für diese 
Wählervereinigung Gewählten unterschrieben ist, die dem Organ zum Zeitpunkt der 
Einreichung des Wahlvorschlags noch angehören. Mit dem Wahlvorschlag ist eine 
unterschriftliche Erklärung jedes Bewerbers einzureichen, dass er der Aufnahme in 
den Wahlvorschlag zugestimmt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. Ein Bewerber 
darf sich für dieselbe Wahl nicht in mehrere Wahlvorschläge aufnehmen lassen; ein 

https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/9si/page/fpbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-GemOBWpP14&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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Wahlberechtigter kann für dieselbe Wahl nicht mehrere Wahlvorschläge unterzeich-
nen. 
 
(2) Unionsbürger haben zusätzlich gegenüber dem Vorsitzenden des zuständigen 
Wahlausschusses an Eides statt zu versichern, dass sie die Staatsangehörigkeit ih-
res Herkunftsmitgliedstaates besitzen und in diesem Mitgliedstaat ihre Wählbarkeit 
nicht verloren haben. Sofern sie nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Mel-
depflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen sind, haben sie ferner an 
Eides statt zu versichern, seit wann sie in der Gemeinde eine Wohnung, bei mehre-
ren Wohnungen in der Bundesrepublik Deutschland ihre Hauptwohnung haben; bei 
mehreren Wohnungen in der Bundesrepublik Deutschland sind deren Anschriften an-
zugeben. Die Erklärung nach Satz 1 und 2 ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. § 
9 Abs. 1 Satz 7 gilt entsprechend. Bei Zweifeln an der Richtigkeit der Versicherung 
an Eides statt nach Satz 1 hat der Unionsbürger auf Verlangen eine Bescheinigung 
der zuständigen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmitgliedstaates vorzulegen, 
mit der bestätigt wird, dass er in diesem Mitgliedstaat seine Wählbarkeit nicht verlo-
ren hat oder dass dieser Behörde ein solcher Verlust nicht bekannt ist. 
 
(3) Die Gesetzmäßigkeit der Wahlvorschläge prüft und über ihre Zulassung be-
schließt 
 
1. bei der Wahl der Gemeinderäte der Gemeindewahlausschuss, 
 
2. bei der Wahl der Kreisräte der Kreiswahlausschuss. 
 
(4) Gegen die Zurückweisung eines Wahlvorschlags oder die Streichung eines Be-
werbers kann jeder Bewerber und jeder Unterzeichner des Wahlvorschlags Anfech-
tungs- oder Verpflichtungsklage erheben. Über den Widerspruch im Vorverfahren 
entscheidet die Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
(5) Mehrere für dieselbe Wahl zugelassene Wahlvorschläge sind bei der Wahl der 
Gemeinderäte vom Bürgermeister, bei der Wahl der Kreisräte vom Landrat spätes-
tens am 20. Tag vor dem Wahltag öffentlich bekannt zu machen. Ist nur ein oder kein 
Wahlvorschlag zugelassen worden, ist in gleicher Weise dieser Wahlvorschlag oder 
die Tatsache, dass kein Wahlvorschlag zugelassen worden ist, öffentlich bekannt zu 
machen und darauf hinzuweisen, dass Mehrheitswahl stattfindet. 
 

§ 9 
Aufstellung von Bewerbern 

 
(1) Als Bewerber in einer Partei kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei im Wahlgebiet, bei der Wahl der Kreisräte im Wahlgebiet oder 
im Wahlkreis (Mitgliederversammlung), oder in einer Versammlung der von diesen 
aus ihrer Mitte gewählten Vertreter (Vertreterversammlung) gewählt worden ist; die 
Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlung werden in geheimer Ab-
stimmung nach dem in der Satzung der Partei vorgesehenen Verfahren gewählt. In 
gleicher Weise ist die Reihenfolge der Bewerber festzulegen. Die Wahlen der Bewer-
ber dürfen frühestens 15 Monate, die Wahlen der Vertreter für die Vertreterversamm-
lung 18 Monate vor Ablauf des Zeitraums, innerhalb dessen die nächste regelmäßige 



- 7 - 
 

Wahl des zu wählenden Organs erfolgen muss, stattfinden. Über die Wahl der Be-
werber und die Festlegung ihrer Reihenfolge ist eine Niederschrift anzufertigen, in 
der Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mit-
glieder oder Vertreter und das Abstimmungsergebnis anzugeben sind; aus der Nie-
derschrift muss sich ergeben, ob Einwendungen gegen das Wahlergebnis erhoben 
und wie diese von der Versammlung behandelt worden sind; Einzelheiten sind in der 
Niederschrift oder in der Anlage festzuhalten. Die Niederschrift ist mit dem Wahlvor-
schlag einzureichen. Der Leiter der Versammlung und zwei Teilnehmer haben die 
Niederschrift zu unterzeichnen; sie haben dabei gegenüber dem Vorsitzenden des 
zuständigen Wahlausschusses (§ 8 Abs. 3) an Eides statt zu versichern, dass die 
Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer Reihenfolge in geheimer Abstimmung 
und unter Einhaltung der Bestimmungen der Parteisatzung durchgeführt worden 
sind. Der Vorsitzende des zuständigen Wahlausschusses ist zur Abnahme einer sol-
chen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt als Behörde im Sinne von § 156 
des Strafgesetzbuches. 
 
(2) Bewerber für die Wahl der Ortschaftsräte können in einer Versammlung der zum 
Zeitpunkt ihres Zusammentritts wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreter der Partei 
in der Gemeinde gewählt werden, wenn die Zahl der wahlberechtigten Mitglieder in 
der Ortschaft nicht zur Bildung einer Mitgliederversammlung ausreicht oder wenn zu 
einer Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder in der Ortschaft, zu der nach der 
Satzung der Partei ordnungsgemäß eingeladen wurde, nicht die zur Bildung einer 
Mitgliederversammlung notwendige Anzahl von Mitgliedern erschienen ist. 
 
(3) Absätze 1 und 2 gelten für die Wahlvorschläge mitgliedschaftlich organisierter 
Wählervereinigungen entsprechend. 
 
(4) Als Bewerber einer nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung kann 
nur benannt werden, wer in einer Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts wahlberechtigten Anhänger dieser Wählervereinigung im Wahlgebiet, bei der 
der Wahl der Kreisräte im Wahlgebiet oder im Wahlkreis, in den letzten 15 Monaten 
vor Ablauf des Zeitraums, innerhalb dessen die nächste regelmäßige Wahl des zu 
wählenden Organs stattfinden muss, in geheimer Abstimmung von der Mehrheit der 
anwesenden Anhänger gewählt worden ist. In gleicher Weise ist die Reihenfolge der 
Bewerber festzulegen. Über die Wahl der Bewerber sowie über die Festlegung der 
Reihenfolge ist eine Niederschrift anzufertigen, in der Ort und Zeit der Versammlung, 
Form der Einladung, Zahl der erschienenen Anhänger und das Abstimmungsergeb-
nis angegeben sind; aus der Niederschrift muss sich ergeben, ob Einwendungen ge-
gen das Wahlergebnis erhoben und wie diese von der Versammlung behandelt wor-
den sind; Einzelheiten sind in der Niederschrift oder in der Anlage festzuhalten. Die 
Niederschrift ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Der Leiter der Versammlung 
und zwei Teilnehmer haben die Niederschrift zu unterzeichnen; sie haben dabei ge-
genüber dem Vorsitzenden des zuständigen Wahlausschusses (§ 8 Abs. 3) an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer Reihen-
folge in geheimer Abstimmung durchgeführt worden sind. Der Vorsitzende des zu-
ständigen Wahlausschusses ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides 
statt zuständig; er gilt als Behörde im Sinne von § 156 des Strafgesetzbuches. Ab-
satz 2 gilt entsprechend.  
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(5) Bewerber in gemeinsamen Wahlvorschlägen können in getrennten Versammlun-
gen der beteiligten Parteien und in Wählervereinigungen oder in einer gemeinsamen 
Versammlung gewählt werden. Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 
 
(6) Männer und Frauen sollen gleichermaßen bei der Aufstellung eines Wahlvor-
schlags berücksichtigt werden. Dies kann insbesondere in der Weise erfolgen, dass 
bei der Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber in den Wahlvorschlägen Män-
ner und Frauen abwechselnd berücksichtigt werden. Die Beachtung der Sätze 1 
und 2 ist nicht Voraussetzung für die Zulassung eines Wahlvorschlags. 
 
  

Auszug aus der Kommunalwahlordnung (KomWO):  
 

§ 13 
Einreichung der Wahlvorschläge 

 
Wahlvorschläge können frühestens am Tag nach der Bekanntmachung der Wahl 
(§ 1) und müssen spätestens am 73. Tag vor der Wahl bis 18 Uhr beim Vorsitzenden 
des jeweils zuständigen Wahlausschusses (§ 8 Abs. 3 und § 50 Abs. 2 des Kommu-
nalwahlgesetzes) schriftlich eingereicht werden. Wahlvorschläge, die am ersten Tag 
der Einreichungsfrist oder, wenn dieser ein Samstag, ein Sonntag oder ein gesetzli-
cher Feiertag ist, bis zum nächsten Werktag jeweils vor 7.30 Uhr eingegangen sind, 
gelten als zum gleichen frühesten Zeitpunkt eingegangen. Eine Partei oder Wähler-
vereinigung kann nur einen Wahlvorschlag, bei der Wahl der Kreisräte nur einen 
Wahlvorschlag für jeden Wahlkreis, einreichen. 
 

§ 14 
Inhalt und Form der Wahlvorschläge 

 
(1) Ein Wahlvorschlag muss enthalten 
 
1. Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Tag der Geburt und Anschrift 

(Hauptwohnung) der Bewerber, bei Unionsbürgern ferner die Staatsangehörig-
keit; bei unechter Teilortswahl ist in den Fällen, in denen der Bewerber mehrere 
Wohnungen in der Gemeinde hat, die Anschrift in dem Wohnbezirk anzugeben, 
für den der Bewerber aufgestellt wurde, 

 
2. den Namen der einreichenden Partei oder Wählervereinigung und, sofern sie 

eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, oder ein Kennwort, wenn die ein-
reichende Wählervereinigung keinen Namen führt. 

 
Zusätzlich können ein eingetragener Doktorgrad (§ 5 Absatz 2 Nummer 3 des Perso-
nalausweisgesetzes, § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des Passgesetzes) und ein ein-
getragener Ordensname oder Künstlername (§ 5 Absatz 2 Nummer 12 des Personal-
ausweisgesetzes, § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 des Passgesetzes) angegeben 
werden. Die Namen der Bewerber müssen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 
sein. Jeder Bewerber darf nur einmal aufgeführt sein, für keinen Bewerber dürfen 
Stimmenzahlen vorgeschlagen sein. 
 



- 9 - 
 

(2) Wahlvorschläge von Parteien und von mitgliedschaftlich organisierten Wählerver-
einigungen sind von dem für das Wahlgebiet zuständigen Vorstand oder sonst Ver-
tretungsberechtigten persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen. Besteht der 
Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigte aus mehr als drei Mitgliedern, genügt die 
Unterschrift von drei Mitgliedern, darunter die des Vorsitzenden oder seines Stellver-
treters. Wahlvorschläge von nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigun-
gen sind von den Unterzeichnern der Niederschrift nach § 9 Abs. 4 Satz 5 des Kom-
munalwahlgesetzes persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen. Gemeinsame 
Wahlvorschläge von Parteien und Wählervereinigungen sind jeweils von den nach 
den Sätzen 1 bis 3 zuständigen Vertretern zu unterzeichnen. Gemeinsame Wahlvor-
schläge, die in einer gemeinsamen Versammlung aufgestellt wurden und an denen 
nicht mitgliedschaftlich organisierte Wählervereinigungen beteiligt sind, müssen, 
wenn nicht drei Anhänger der nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereini-
gung nach Satz 3 vorhanden sind, von drei Anhängern der nicht mitgliedschaftlich or-
ganisierten Wählervereinigung, die an der gemeinsamen Aufstellungsversammlung 
teilgenommen haben, unterzeichnet werden; die Bestimmung dieser vertretungsbe-
rechtigten Anhänger muss sich aus der Niederschrift über die gemeinsame Aufstel-
lungsversammlung nach § 9 Abs. 5 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes ergeben. 
 
(3) Muss ein Wahlvorschlag von wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein (§ 8 
Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes), so sind die Unterschriften für jede Wahl ge-
trennt, auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 2 unter Beachtung 
folgender Vorschriften zu erbringen: 
 
1. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Vorsitzenden des Wahlausschus-

ses oder, wenn der Wahlausschuss noch nicht gebildet ist, vom Bürgermeister, 
Landrat oder Regionaldirektor des Verbands Region Stuttgart kostenfrei gelie-
fert; sie können auf Anforderung und ohne Verpflichtung auf Kostenübernahme 
auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitgestellt werden. Bei der Anforde-
rung ist der Name der einreichenden Partei oder Wählervereinigung und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, oder das Kennwort des Wahl-
vorschlags anzugeben. Ferner ist die Aufstellung der Bewerber in einer Ver-
sammlung nach § 9 des Kommunalwahlgesetzes zu bestätigen. Der Vorsitzende 
des Wahlausschusses oder, wenn der Wahlausschuss noch nicht gebildet ist, 
der Bürgermeister, Landrat oder Regionaldirektor des Verbands Region Stuttgart 
hat die in Satz 2 genannten Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 
2. Die Wahlberechtigten, die den Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklä-

rung auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der 
Unterschrift sind Familienname, Vorname, Tag der Geburt und Anschrift (Haupt-
wohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. 
Ein Unionsbürger, der nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht 
befreit und nicht in das Melderegister eingetragen ist, hat dem Formblatt eine 
Versicherung an Eides statt mit den Angaben nach § 3 Abs. 4 Satz 2 anzuschlie-
ßen. Ein Unionsbürger, der auf Grund von § 12 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeord-
nung oder § 10 Abs. 1 Satz 2 der Landkreisordnung wahlberechtigt ist und der 
nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in 
das Melderegister eingetragen ist, hat in der eidesstattlichen Versicherung ferner 
zu erklären, in welchem Zeitraum er vor seinem Wegzug oder vor Verlegung der 
Hauptwohnung aus dem Wahlgebiet dort seine Hauptwohnung hatte. § 3 Abs. 3 
Satz 2 gilt entsprechend. 
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3. … 
 
4. Hat jemand mehrere Wahlvorschläge für eine Wahl unterzeichnet, so ist seine 

Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen für diese Wahl ungültig. 
 
5. Wahlvorschläge dürfen erst nach der Aufstellung der Bewerber durch eine Ver-

sammlung nach § 9 des Kommunalwahlgesetzes unterzeichnet werden. Vorher 
geleistete Unterschriften sind ungültig. 

 
(4) … 
 
(5) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen 
 
1. eine Erklärung jedes vorgeschlagenen Bewerbers, dass er der Aufnahme in den 

Wahlvorschlag zugestimmt hat (§ 8 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes), 
 
2. von einem Unionsbürger die eidesstattliche Versicherung sowie auf Verlangen 

eine Bescheinigung der zuständigen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmit-
gliedstaates über die Wählbarkeit (§ 8 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes). Ein 
Unionsbürger, der auf Grund von § 12 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung oder 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 der Landkreisordnung wählbar ist und der nach § 26 des Bun-
desmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister 
eingetragen ist, hat in der eidesstattlichen Versicherung ferner zu erklären, in 
welchem Zeitraum er vor seinem Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung 
aus dem Wahlgebiet dort seine Hauptwohnung hatte, 

 
3. eine Ausfertigung der Niederschrift und die eidesstattliche Versicherung nach § 9 

des Kommunalwahlgesetzes, 
 
4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften, sofern der Wahlvor-

schlag von wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein muss (§ 8 Abs. 1 des 
Kommunalwahlgesetzes), bei der Wahl der Kreisräte mit den Bescheinigungen 
des Wahlrechts, 

 
5. … 
 
6. bei der Wahl der Ortschaftsräte, wenn die Bewerber nach § 9 Abs. 2 des Kom-

munalwahlgesetzes aufgestellt worden sind, eine von dem für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigten der Partei oder Wäh-
lervereinigung unterzeichnete schriftliche Bestätigung, dass die Voraussetzungen 
für dieses Verfahren vorlagen; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 
Ferner kann der Vorsitzende des Wahlausschusses verlangen, dass ein Unionsbür-
ger einen gültigen Identitätsausweis oder Reisepass vorlegt und seine letzte Adresse 
in seinem Herkunftsmitgliedstaat angibt. § 3b Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
(6) Die Bescheinigung des Wahlrechts und die Bescheinigung der Wählbarkeit sind 
kostenfrei zu erteilen. Die Bescheinigung des Wahlrechts darf bei einer Wahl für je-
den Wahlberechtigten nur einmal erteilt werden; der Bürgermeister darf dabei nicht 
festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 
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§ 15 
Vertrauensleute 

 
(1) In jedem Wahlvorschlag sollen zwei Vertrauensleute mit Namen, Anschriften, Te-
lefonnummern und E-Mail-Adressen bezeichnet werden. Sind keine Vertrauensleute 
benannt, gelten die beiden ersten Unterzeichner des Wahlvorschlags als Vertrauens-
leute. 
 
(2) Soweit im Kommunalwahlgesetz und in dieser Kommunalwahlordnung nichts an-
deres bestimmt ist, sind nur die Vertrauensleute, jeder für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und Erklärungen von Wahlorganen 
entgegenzunehmen. 
 
(3) Die Vertrauensleute können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unter-
zeichner des Wahlvorschlags an den Vorsitzenden des Wahlausschusses abberufen 
und durch andere ersetzt werden. 
 

§ 16 
Zurücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen 

 
(1) Ein Wahlvorschlag kann bis zum Ablauf der Einreichungsfrist durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensleute zurückgenommen oder geändert werden. 
Die Vorschriften über die Aufstellung der Bewerber, die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags und die Beibringung von weiteren Unterschriften bleiben unberührt.  
 
(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass eine Zurücknahme oder Änderung nur bis zur Entscheidung über die Zu-
lassung des Wahlvorschlags zulässig ist, eine Änderung jedoch nur, wenn ein Be-
werber gestorben ist oder die Wählbarkeit verloren hat, und nur in der Weise, dass 
der Wahlvorschlag durch einen an die letzte Stelle tretenden Bewerber ergänzt wird 
Das Verfahren nach § 9 des Kommunalwahlgesetzes braucht nicht eingehalten zu 
werden, der Unterschriften nach § 8 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes bedarf es 
nicht. 
 

§ 17 
Vorprüfung und Beseitigung von Mängeln der Wahlvorschläge 

 
(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses vermerkt auf jedem Wahlvorschlag den 
Tag und die Uhrzeit des Eingangs. Er prüft unverzüglich, ob die eingegangenen 
Wahlvorschläge vollständig sind und den Erfordernissen der Gemeindeordnung, der 
Landkreisordnung oder des Gesetzes über die Errichtung des Verbands Region 
Stuttgart, des Kommunalwahlgesetzes und dieser Verordnung entsprechen. Stellt er 
bei einem Wahlvorschlag Mängel fest, so benachrichtigt er sofort die Vertrauensleute 
und fordert sie auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen. 
 
(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Wahl-
vorschläge behoben werden. Ein Wahlvorschlag ist nicht gültig, wenn 
 
1. die Form oder Frist des § 13 nicht gewahrt ist, 



- 12 - 
 

 
2. die nach § 8 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes erforderlichen gültigen Unter-

schriften, bei der Wahl der Kreisräte sowie bei Unionsbürgern, die nach § 26 des 
Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister 
eingetragen sind, mit dem Nachweis des Wahlrechts der Unterzeichner, fehlen, 
es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlags-
berechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden, 

 
3. bei dem Wahlvorschlag einer Partei die Parteibezeichnung fehlt, 
 
4. der Nachweis des § 9 des Kommunalwahlgesetzes nicht erbracht ist. 
 
Ist ein Bewerber so mangelhaft bezeichnet, dass seine Person nicht feststeht, oder 
fehlt die Zustimmungserklärung eines Bewerbers, so ist der Wahlvorschlag für diesen 
Bewerber ungültig. Ein Wahlvorschlag für einen Unionsbürger ist ferner ungültig, 
wenn er die eidesstattliche Versicherung nicht abgibt, dass er in seinem Herkunfts-
mitgliedstaat seine Wählbarkeit nicht verloren hat, wenn er die verlangte Bescheini-
gung über die Wählbarkeit nicht vorlegt oder wenn er in der eidesstattlichen Versi-
cherung nicht erklärt, in welchem Zeitraum er vor seinem Wegzug oder vor Verle-
gung der Hauptwohnung aus dem Wahlgebiet dort seine Hauptwohnung hatte (§ 14 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 2); dies gilt nicht für die Bescheinigung der zuständigen Verwal-
tungsbehörde des Herkunftsmitgliedstaates eines Unionsbürgers, wenn dieser Nach-
weis infolge von Umständen, die der Bewerber nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig 
erbracht werden kann. 
 
(3) Nach der Entscheidung über die Zulassung des Wahlvorschlags (§ 8 Abs. 3 des 
Kommunalwahlgesetzes) können Mängel nicht mehr behoben werden. 
 
(4) Die Vertrauensleute können gegen Verfügungen des Vorsitzenden nach Absatz 1 
den Wahlausschuss anrufen. Dieser hat über die Verfügung des Vorsitzenden unver-
züglich zu entscheiden. Den Vertrauensleuten des betroffenen Wahlvorschlags ist 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 

§ 18 
Zulassung der Wahlvorschläge 

 
(1) Der Wahlausschuss prüft die eingegangenen Wahlvorschläge und beschließt 
über ihre Zulassung oder Zurückweisung spätestens am 59. Tag vor der Wahl. Der 
Vorsitzende des Wahlausschusses lädt die Vertrauensleute der Wahlvorschläge zu 
der Sitzung, in der über die Zulassung entschieden wird. Vor einer Entscheidung ist 
den erschienenen Vertrauensleuten der betroffenen Wahlvorschläge Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 
 
(2) Der Wahlausschuss hat Wahlvorschläge zurückzuweisen, die  
 
1. verspätet eingegangen sind oder 
 
2. den Vorschriften der Gemeindeordnung, der Landkreisordnung oder des Geset-

zes über die Errichtung des Verbands Region Stuttgart, des Kommunalwahlge-
setzes oder dieser Verordnung nicht entsprechen. 
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(3) Beziehen sich die Beanstandungen nur auf einzelne Bewerber, so sind deren Na-
men aus dem Wahlvorschlag zu streichen. Enthält ein Wahlvorschlag mehr Bewerber 
als zulässig, bei unechter Teilortswahl für einen Wohnbezirk, so sind die überzähli-
gen Namen in der Reihenfolge von hinten zu streichen. Die Namen von Bewerbern, 
die mit ihrer Zustimmung für dieselbe Wahl in mehrere Wahlvorschläge aufgenom-
men worden sind, sind in allen Wahlvorschlägen zu streichen. 
 
(4) Der Wahlausschuss stellt die zugelassenen Wahlvorschläge mit den in § 14 
Abs. 1 bezeichneten Angaben, bei Unionsbürgern ohne Angabe der Staatsangehö-
rigkeit, und Angaben nach § 19 Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie ihre Reihenfolge fest. 
Bei der Wahl der Gemeinderäte und der Kreisräte richtet sich die Reihenfolge der 
Wahlvorschläge der im Gemeinderat und Kreistag vertretenen Parteien und Wähler-
vereinigungen nach ihren Stimmenzahlen bei der letzten regelmäßigen Wahl dieser 
Organe; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die übrigen Wahlvorschläge 
schließen sich in der Reihenfolge ihres Eingangs an; bei gleichzeitigem Eingang ent-
scheidet das Los. Geben die Namen mehrerer Parteien oder Wählervereinigungen 
oder deren Kurzbezeichnungen zu Verwechslungen Anlass oder erweckt das Kenn-
wort den Eindruck, es handele sich um den Wahlvorschlag einer Partei, so fügt der 
Wahlausschuss einem der Wahlvorschläge oder mehreren Wahlvorschlägen eine 
Unterscheidungsbezeichnung bei. Fehlt bei einem Wahlvorschlag einer Wählerverei-
nigung der Name oder das Kennwort oder gibt das Kennwort Anlass zu Verwechs-
lungen mit dem Namen oder der Kurzbezeichnung einer Partei oder Wählervereini-
gung oder dem Kennwort einer Wählervereinigung, die bereits in dem zu wählenden 
Organ vertreten ist oder deren Wahlvorschlag früher eingereicht worden ist, so erhält 
der Wahlvorschlag den Namen des ersten Bewerbers. 
 
(5) Der Vorsitzende gibt die Entscheidung des Wahlausschusses in der Sitzung im 
Anschluss an die Beschlussfassung unter Angabe der Gründe bekannt und weist auf 
den zulässigen Rechtsbehelf hin. Werden Wahlvorschläge zurückgewiesen oder Be-
werber gestrichen, so hat der Vorsitzende die Entscheidungen den Vertrauensleuten 
sowie den betroffenen Bewerbern unverzüglich mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustel-
len. 
 
(6) Die eingereichten Wahlvorschläge sind der Niederschrift über die Sitzung beizufü-
gen. 
 

§ 19 
Bekanntmachung der Wahlvorschläge 

 
(1) Mehrere zugelassene Wahlvorschläge sind in der öffentlichen Bekanntmachung 
nach § 8 Abs. 5 des Kommunalwahlgesetzes in der nach § 18 Abs. 4 Satz 1 festge-
stellten Reihenfolge aufzuführen. Bei der Wahl der Kreisräte sind die Wahlvorschläge 
wahlkreisweise zusammenzufassen Die Bekanntmachung enthält für jeden Wahlvor-
schlag die vom Wahlausschuss nach § 18 Absatz 4 festgestellten Angaben mit den 
Angaben zu den Bewerbern nach Absatz 2. 
 
(2) Die Bewerber sind in der Bekanntmachung mit Familienname, Vornamen, etwai-
gen Angaben nach § 14 Absatz 1 Satz 2, Beruf oder Stand, Geburtsjahr und Woh-
nort (Hauptwohnung) aufzuführen. Bei der Wahl der Gemeinderäte und der Ort-
schaftsräte sowie bei der Wahl der Kreisräte und der Mitglieder der Regionalver-
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sammlung des Verbands Region Stuttgart in Wahlkreisen, die nur aus einer Ge-
meinde bestehen, soll zusätzlich der Name des Ortsteils oder eine sonstige ortsübli-
che Bezeichnung für den Teil des Gemeindegebiets, in dem der Bewerber wohnt, an-
gegeben werden. Bei unechter Teilortswahl ist in Fällen, in denen der Bewerber meh-
rere Wohnungen in der Gemeinde hat, der Ortsteil oder die sonstige Bezeichnung 
nach Satz 2 in dem Wohnbezirk anzugeben, für den der Bewerber zugelassen 
wurde. Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegenüber dem Vor-
sitzenden des zuständigen Wahlausschusses nach, dass für ihn im Melderegister 
eine Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 bis 4 des Bundesmeldegesetzes besteht, 
entfällt die Angabe nach Satz 2 und 3; auf Wunsch des Bewerbers ist anstelle seines 
Wohnorts der Ort seiner Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die Angabe eines 
Postfachs genügt nicht. 
 
(3) Bei Zulassung nur eines oder keines Wahlvorschlags ist in der öffentlichen Be-
kanntmachung nach § 8 Abs. 5 des Kommunalwahlgesetzes darauf hinzuweisen, 
dass jede wählbare Person gewählt werden kann. 
 
 
 

 


